
SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN MISCHO — RECHTSSACHE C-265/88 

S C H L U S S A N T R Ä G E DES GENE R A L A N WA L T S 

J E A N M I S C H O 

vom 12. Oktober 1989 * 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Lothar Messner, Staatsangehöriger der 
Bundesrepublik Deutschland mit Wohnsitz 
in Deutschland, hielt sich im Rahmen einer 
Tätigkeit als „Berater" für eine italienische 
Niederlassung der deutschen Firma, für die 
er arbeitet, in Italien auf. 

2. Nach den Akten des vorlegenden Ge­
richts kam Herr Messner am 27. April 1987 
in Italien an; am 8. Mai 1987 zeigte er dem 
Polizeikommissariat Volterra den Diebstahl 
seines Kraftfahrzeuges an. Mit Bericht vom 
4. Juni 1987 teilte die Polizei der Gerichts­
behörde (dem Pretore) mit, daß Herr Mess­
ner nicht innerhalb der drei auf seine Ein­
reise nach Italien folgenden Tage die vorge­
schriebene Aufenthaltserklärung abgegeben 
habe. 

3. Im Rahmen dieses Verfahrens stellt der 
Pretore dem Gerichtshof die folgende 
Frage : 

„Ist es nach Artikel 3 Buchstabe c in Ver­
bindung mit Artikel 56 Absatz 1 EWG-Ver­
trag rechtmäßig, wenn Italien die Staatsan­
gehörigen der übrigen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften verpflichtet, 
binnen drei Tagen nach der Einreise in das 
Hoheitsgebiet eine Aufenthaltsanzeige zu 
erstatten, und für den Fall der Nichterfül­
lung dieser Verpflichtung eine Strafe an­
droht, selbst wenn man die Tatsache be­
rücksichtigt, daß keine konkreten' Gründe 

der öffentlichen Ordnung, der Sicherheit 
oder Gesundheit für eine solche Verpflich­
tung wie aus der Feudalzeit ersichtlich sind, 
die ihrer Natur und ihrem Zweck nach of­
fensichtlich schikanös und von fremden­
feindlicher Tendenz ist?" 

4. Die Frage bezieht sich also ausschließlich 
auf die unmittelbar den Angehörigen ande­
rer Mitgliedstaaten auferlegte Erklärungs­
pflicht, nicht aber auf die Pflichten, die das 
italienische Recht Hoteliers, Krankenhäu­
sern, Privatpersonen usw. im Zusammen-' 
hang mit dem Aufenthalt von Ausländern 
auferlegt. 

5. Die Bestimmung, aufgrund deren die 
Strafverfolgung gegen Herrn Messner ein­
geleitet wurde, ist der Artikel 142 des Testo 
unico legge di pubblica sicurezza (Zusam­
menfassung der Rechtsvorschriften über die 
öffentliche Sicherheit), gebilligt mit dem 
Königlichen Dekret Nr. 773 vom 18. Juni 
1931 (im folgenden: TULPS), der bestimmt: 

„Ausländer sind verpflichtet, binnen drei 
Tagen nach der Einreise in das staatliche Ho­
heitsgebiet bei der Polizeibehörde ihres Auf­
enthaltsorts zu erscheinen, um sich auszu­
weisen und die Aufenthaltsanzeige zu er­
statten. Dieselbe Verpflichtung besteht für 
Ausländer, die ihren Wohnsitz von einer 
Gemeinde des Staates in eine andere verle­
gen. Ausländer auf der Durchreise, die sich 
für einen Zeitraum von bis zu zwei Mona­
ten zu ihrem Vergnügen in dem staatlichen 
Hoheitsgebiet aufhalten, sind nur verpflich­
tet, die erste Einreiseanzeige abzugeben:" 

* Originalsprache: Französisch. 
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6. Artikel 17 TULPS bestimmt die Sanktio­
nen: 

„Die Verstöße gegen Bestimmungen dieses 
Testo unico, für die keine Sanktion vorgese­
hen ist oder die das Strafgesetzbuch nicht 
vorsieht, werden mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Monaten oder Geldstrafe bis zu 80 000 
LIT bestraft." 

Der Höchstbetrag der Geldstrafe wurde 
seitdem auf 400 000 LIT erhöht. 

7. In der Folgezeit1 wurde die für die An­
gehörigen der anderen Mitgliedstaaten be­
stehende Verpflichtung zur Aufenthaltsan­
zeige bei der Polizei nur für die Arbeitneh­
mer und die Dienstleistungserbringer oder 
Dienstleistungsempfänger beibehalten, die in 
der Absicht einreisen, nicht länger als drei 
Monate zu bleiben. Diejenigen, die sich in 
Italien mit der Absicht niederlassen, hier 
eine Tätigkeit über einen Zeitraum von 
mehr als drei Monaten auszuüben, müssen 
eine „Aufenthaltskarte für Bürger eines 
Mitgliedstaats der Europäischen Gemein­
schaften" beantragen. Die zuständigen Be­
hörden werden hierdurch von der Anwesen­
heit dieser Personen in dem staatlichen Ho­
heitsgebiet unterrichtet. 

8. Prüfen wir zunächst, ob die fragliche Re­
gelung grundsätzlich mit dem Gemein­
schaftsrecht vereinbar ist. 

A — Zur grundsätzlichen Regelung 

9. Herr Messner hat sich in Italien entwe­
der als Arbeitnehmer oder als Dienstlei­

stungserbringer aufgehalten. Die für diese 
beiden Sachverhalte geltenden Gemein­
schaftsbestimmungen, soweit hier von Inter­
esse, stützen sich auf dieselben Grundsätze. 

10. Zunächst bestimmt Artikel 8 der Richt­
linie 68/360/EWG des Rates vom 15. Ok­
tober 1968 zur Aufhebung der Reise- und 
Aufenthaltsbeschränkungen für Arbeitneh­
mer der Mitgliedstaaten und ihre Familien­
angehörigen innerhalb der Gemeinschaft 
(ABl. L 257 vom 19. 10. 1968, S. 13): 

„1 . Die Mitgliedstaaten gewähren das Auf­
enthaltsrecht in ihrem Hoheitsgebiet ohne 
Ausstellung einer Aufenthaltserlaubnis Ar­
beitnehmern, die bis zur Dauer von voraus­
sichtlich höchstens drei Monaten eine Tätig­
keit im Lohn- oder Gehaltsverhältnis aus­
üben ... 

2. In allen in Absatz 1 genannten Fällen 
können die zuständigen Behörden des Aufnah-
mestaats von dem Arbeitnehmer verlangen, 
daß er seine Anwesenheit im Hoheitsgebiet 
anzeigt." 

11. Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 
73/148/EWG des Rates vom 21. Mai 1973 
zur Aufhebung der Reise- und Aufenthalts­
beschränkungen für Staatsangehörige der 
Mitgliedstaaten innerhalb der Gemeinschaft 
auf dem Gebiet der Niederlassung und des 
Dienstleistungsverkehrs (ABl. L 172 vom 
28. 6. 1973, S. 14) sieht außerdem vor: 

„Für Leistungserbringer und Leistungsemp­
fänger entspricht das Aufenthaltsrecht der 
Dauer der Leistung. 

I — Siehe die Artikel 1, 2 und 3 des Dekrets Nr. 1656 des Prä­
sidenten der Republik vom 30. Dezember 1965, GURI Nr. 
55 vom 3.3.1966, geändert durch das Gesetz Nr. 127 vom 
4. April 1977, GURI Nr. 105 vom 19.4.1977. 
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Übersteigt diese Dauer drei Monate, so 
stellt der Mitgliedstaat, in dem die Leistung 
erbracht wird, zum Nachweis dieses Rechts 
eine Aufenthaltserlaubnis aus. 

Beträgt diese Dauer drei Monate oder weni­
ger, so genügt der Personalausweis oder 
Reisepaß, mit dem der Betroffene in das 
Hoheitsgebiet eingereist ist, für seinen Auf­
enthalt. Der Mitgliedstaat kann allerdings 
von dem Betroffenen verlangen, daß er seine 
Anwesenheit im Hoheitsgebiet anzeigt." 

12. Da die Situation auf der Ebene des Ge­
meinschaftsrechts also völlig klar ist, ist es 
nicht verwunderlich, daß der Gerichtshof in 
seinem Urteil vom 7. Juli 1976 in der 
Rechtssache 118/75 (Watson/Belmann, Slg. 
1976, 1185) festgestellt hat: 

„— Das Gemeinschaftsrecht hat den Mit­
gliedstaaten ... nicht die Befugnis zum 
Erlaß von Maßnahmen genommen, die 
den nationalen Behörden die genaue 
Kenntnis der Bevölkerungsbewegungen 
in ihrem Hoheitsgebiet ermöglichen 
sollen. 

— Nach Artikel 8 Absatz 2 der Richtlinie 
Nr. 68/360/EWG und Artikel 4 Absatz 
2 der Richtlinie Nr. 73/148/EWG 
können die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten den Angehörigen der 
anderen Mitgliedstaaten die Verpflich­
tung auferlegen, ihre Anwesenheit den 
Behörden des betreffenden Staates an­
zuzeigen. 

— Eine solche Verpflichtung für sich al­
lein kann nicht als Verstoß gegen die 
Bestimmungen über die Freizügigkeit 
angesehen werden" (Randnrn. 17 
und 18). 

13. Man kann die Reaktion des Pretore di 
Volterra gewiß verstehen, der die fraglichen 
Bestimmungen für unvereinbar mit dem 
wachsenden Gefühl der Bürger der Mit­
gliedstaaten hält, einer wahrhaften Völker­
gemeinschaft anzugehören und in keinem 
der elf anderen Länder mehr ein Ausländer 
im vollen Sinne des Wortes zu sein. 

14. Andererseits wird der Wille der Regie­
rungen der Mitgliedstaaten, soweit wie 
möglich die vollständige Abschaffung der 
Grenzkontrolle von Personen zu erreichen, 
wahrscheinlich die Beibehaltung bestimmter 
Formalitäten in den Ländern selbst mit sich 
bringen, damit die Spur von Straffälligen al­
ler Kategorien wiedergefunden werden 
kann und damit den nationalen Behörden 
die Kenntnis der Personen ermöglicht wird, 
die in dem staatlichen Hoheitsgebiet vor­
übergehend einer wirtschaftlichen Tätigkeit 
nachgehen. 

15. Der Gerichtshof ist gleichwohl nicht 
darauf beschränkt, eine Maßnahme der hier 
fraglichen Art nur zur Kenntnis zu nehmen. 
Denn ein Verstoß gegen die Regeln über 
die Freizügigkeit könnte sich, woran er un­
ter der Randnummer 18 des Urteils Wat­
son/Belmann erinnert hat, 

„aus den fraglichen gesetzlichen Formalitä­
ten ergeben, wenn die Modalitäten der 
Überwachung, der sie dienen, so beschaffen 
sind, daß sie die vom Vertrag gewollte Frei­
zügigkeit oder das den Angehörigen der 
Mitgliedstaaten vom Vertrag verliehene 
Recht beschränken, zu den vom Gemein­
schaftsrecht zugelassenen Zwecken in das 
Hoheitsgebiet jedes anderen Mitgliedstaats 
einzureisen und sich dort aufzuhalten". 

16. Wir müssen also noch prüfen, ob nicht 
eine zu kurze Frist für die Abgabe dieser 
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Ankunftsanzeige sowie eine zu schwere 
Sanktion im Falle des Verstoßes gegen diese 
Regelung die Freizügigkeit beschränken. 

B — Zu der Frist 

17. In dem Urteil Watson/Belmann haben 
Sie erklärt: 

„Was insbesondere die Frist angeht, in der 
die Ankunft von Ausländern anzuzeigen ist, 
so liegt ein Verstoß gegen die Vertragsbe­
stimmungen nur dann vor, wenn sie sich 
nicht in angemessenen Grenzen hält" 
(Randnr. 19). 

18. Es ist sicherlich nicht einfach, zu be­
stimmen, was eine angemessene Frist dar­
stellt. Für die italienische Regierung ist 

„die Frist von drei Tagen für das Erschei­
nen bei der Polizeibehörde nicht unvernünf­
tig: Sie stellt vielmehr einen angemessenen 
Ausgleich zwischen den Interessen des Aus­
länders, der sich in das Staatsgebiet begeben 
hat, und den angestrebten Zielen (der 
Kenntnis der Bewegungen von Ausländern 
in dem Hoheitsgebiet und des Schutzes der 
öffentlichen Ordnung) dar, die diese Rege­
lung erreichen will"2. 

Zum Vergleich könnte es nützlich sein, die 
Situation in den anderen Mitgliedstaaten zu 
untersuchen. 

19. Ein einziger, nämlich Deutschland, hat 
eine noch restriktivere Regelung als Italien. 
Dort muß die Ankunftserklärung „unver­
züglich" erfolgen. (Allerdings gilt diese Re­
gelung nur für Personen, die eine Erwerbs­
tätigkeit ausüben wollen, wenn die Dauer 
des Aufenthalts einen, nicht aber drei Mo­
nate übersteigt.) 

20. In allen anderen Mitgliedstaaten ist die 
Regelung liberaler. Keine Ankunftsanzeige 
ist in Irland und in Frankreich erforderlich. 
Im Vereinigten Königreich ist die Ankunfts­
anzeige nach geltendem Recht binnen sie­
ben Tagen zu erstatten, aber die zuständi­
gen Behörden verlangen sie von den Ange­
hörigen der anderen Mitgliedstaaten nicht. 
In Dänemark genügt für Selbständige oder 
Arbeitnehmer mit einer Aufenthaltsdauer 
von weniger als drei Monaten eine Erklä­
rung bei den Steuerbehörden. Für diese Er­
klärung ist jedoch keine Frist vorgeschrie­
ben. In den anderen Mitgliedstaaten muß 
eine Ankunftsanzeige binnen acht (Belgien, 
Griechenland, Luxemburg, Niederlande), 10 
(Portugal) oder 15 Tagen (Spanien) erfol­
gen. 

21. Bei der Beurteilung der Frage, ob die 
von Italien angeordnete Dreitagesfrist noch 
angemessen ist, muß auch der Umstand be­
rücksichtigt werden, daß diese Frist mit dem 
Grenzübertritt zu laufen beginnt. Es kann 
oft vorkommen, daß ein Reisender aus 
Nordeuropa mindestens zwei Tage braucht, 
um an einem im Süden der Halbinsel gele­
genen Ort anzukommen. 

22. Er muß anschließend genügend Zeit zur 
Verfügung haben, um sich über die Verwal-2 — Erklärungen der Italienischen Republik, S. 4 und 5. 
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tungsformalitäten, die mit seinem Aufenthalt 
verbunden sind, zu informieren und um her­
auszufinden, an welche Behörde er sich 
wenden muß, um die Aufenthaltsanzeige zu 
erstatten. Je nach Größe der Ortschaft muß 
man sich entweder an den „Sindaco", an 
das „Commissariato di polizia" oder an die 
„questura" wenden3. 

23. Schließlich ist auch der Sinn der Melde­
pflicht zu berücksichtigen. 

24. Soweit sie bezweckt, die Anwesenheit 
ausländischer Straffälliger an einem be­
stimmten Ort im staatlichen Hoheitsgebiet 
festzustellen, ist es selbstverständlich im In­
teresse der öffentlichen Ordnung und der 
öffentlichen Sicherheit, daß deren Anwesen­
heit den Behörden in kürzester Frist zur 
Kenntnis gelangt. Aber es kann kein Zweifel 
daran bestehen, daß diejenigen, die sich et­
was vorzuwerfen haben, sich davor hüten 
werden, eine Ankunftsanzeige zu erstatten. 
Insoweit wird die Dreitagesfrist toter Buch­
stabe bleiben. 

25. Aber die gesetzliche Bestimmung be­
zweckt auch ganz allgemein „den nationa­
len Behörden die genaue Kenntnis der Be­
völkerungsbewegungen in ihrem Hoheitsge­
biet [zu] ermöglichen" (siehe Randnr. 17 
des Urteils Watson/Belmann). Da es sich 
um Personen handelt, die für einen Zeit­
raum von bis zu drei Monaten im Land blei­
ben werden, scheint mir insoweit das öffent­
liche Interesse nicht ernstlich beeinträchtigt, 
wenn sie die Erklärung erst acht oder sogar 
zehn Tage nach ihrer Ankunft abgeben. 

26. Aus all diesen Gründen hält sich die ita­
lienische Dreitagesfrist nicht, entsprechend 

dem in dem Urteil Watson/Belmann ver­
wendeten Ausdruck, „in angemessenen 
Grenzen". 

C — Zu den Sanktionen 

27. Zu den Sanktionen, die die nationalen 
Behörden in einem solchen Fall rechtmäßi­
gerweise anwenden können, finden wir in 
den Urteilen Watson/Belmann und Pieck4 

wertvolle Beurteilungskriterien. 

28. Unter den Randnummern 20 und 21 des 
Urteils Watson/Belmann hat der Gerichts­
hof folgendes ausgeführt: 

„Unter den Sanktionen, die an die Nichter­
füllung der vorgeschriebenen Anzeige- und 
Eintragungsformalitäten geknüpft sind, ist 
die Ausweisung der durch das Gemeinschaßs-
recht geschützten Personen zweifellos mit den 
Vertragsbestimmungen unvereinbar, da — 
wie der Gerichtshof bereits in anderen Fäl­
len betont hat — mit einer solchen Maß­
nahme das durch den Vertrag verliehene 
und garantierte Recht selbst verneint wird. 

Was die anderen Sanktionen wie die Geld-
und die Freiheitsstrafe betrifft, so dürfen die 
nationalen Behörden die Nichteinhaltung 
der Bestimmungen, nach denen Ausländer 
ihre Anwesenheit anzuzeigen haben, zwar 
mit Sanktionen belegen, die denen vergleich­
bar sind, die wegen gleichwertiger strafl>arer 
Handlungen gegen Inländer verhängt werden, 
doch ist es nicht gerechtfertigt, an diesen 
Verstoß eine Sanktion zu knüpfen, die so 
außer Verhältnis zur Schwere der Tat steht, 

3 — Nascimbene, B.: Lo straniero nel diritto italiano, Mailand, 
Giuffré editore, 1988, S. 22 f. 

4 — Urteil vom 3. Juli 1980 in der Rechtssache 157/79, Regina/ 
Stanislaus Pieck, Sig. 1980, 2171. 
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daß sie sich als eine Behinderung der Frei­
zügigkeit erweist". 

29. In dem Urteil Pieck hat der Gerichtshof 
seinen Standpunkt bezüglich der Freiheits­
strafe präzisiert. Denn unter der Randnum­
mer 20 dieses Urteils lesen wir folgendes: 

„Ein Gemeinschaftsangehöriger, der unter 
die Regelung der Freizügigkeit der Arbeit­
nehmer fällt und der es unterläßt, sich die 
besondere Aufenthaltserlaubnis nach Artikel 
4 der Richtlinie 68/360/EWG zu beschaf­
fen, [kann] nicht mit einer Ausweisungs­
empfehlung oder mit Maßnahmen, die bis 
zu einer Freiheitsstrafe gehen, bestraft wer­
den". 

30. In dieser Rechtssache lag ein anderer 
Verstoß vor: Der Zuwiderhandelnde hatte 
es dort unterlassen, sich eine Aufenthaltser­
laubnis zu verschaffen. Unterläßt es ein 
Ausländer, wie Herr Messner, die Aufent­
haltserklärung abzugeben, so begeht er ei­
nen weniger schweren Verstoß. Die Frei­
heitsstrafe müßte daher in diesen Fällen erst 
recht ausgeschlossen sein. 

31. Zur Höhe der Geldbuße kann man fol­
gendes bemerken. Die Geldbußen, die von 
den anderen Mitgliedstaaten für die Bestra­
fung der unterbliebenen Erklärung vorgese­
hen sind, bewegen sich zwischen 60 und 
1 500 BFR in Belgien, zwischen 250 und 
2 500 LFR in Luxemburg und betragen 
höchstens 5 000 HFL in den Niederlanden 
und 5 000 DM in Deutschland. 

32. Die Kommission zeigt in ihren schrift­
lichen Erklärungen zum Vergleich auf, daß 
Artikel 11 Absatz 2 des italienischen Geset­

zes Nr. 1228 vom 24. September 1954 5 die 
Verletzung einer gleichwertigen Verpflich­
tung, nämlich derjenigen sowohl italieni­
scher als auch ausländischer Staatsangehöri­
ger, ihre Eintragung in das Register der Ge­
meinde, in der sie sich nach einem Aufent­
halt im Ausland niederlassen, zu beantra­
gen, nur mit einer Geldbuße von höchstens 
10 000 LIT bestraft. Diese Geldbuße wurde 
seither auf 50 000 LIT erhöht. 

33. Diese Bestimmung stellt einen guten 
Vergleichsmaßstab für die Anwendung des 
vom Gerichtshof in dem Urteil Watson/Bel-
mann entwickelten Grundsatzes der Sank­
tionen dar, „die denen vergleichbar sind, 
die wegen gleichwertiger strafbarer Hand­
lungen gegen Inländer verhängt werden". 
Da der Verstoß gegen die Verpflichtung zur 
Erstattung der Einreiseanzeige sicherlich 
nicht schwerer wiegt als derjenige gegen die 
Verpflichtung zur Eintragung in das Ge­
meinderegister im Falle der endgültigen 
Niederlassung, bin ich der Ansicht, daß ein 
nationales Gericht im Falle der unterbliebe­
nen Erstattung der Einreiseanzeige keine 
Geldbuße verhängen darf, die höher ist als 
die, die es im Falle der Nichteintragung in 
das Gemeinderegister verhängen würde. 

34. Eine Geldbuße, die höchstens 50 000 
LIT (ungefähr 1 500 BFR) betragen kann, 
könnte im übrigen wohl kaum als 

„eine Sanktion..., die so außer Verhältnis 
zur Schwere der Tat steht, daß sie sich als 
eine Behinderung der Freizügigkeit erweist" 
(Urteil Watson/Belmann, Randnr. 21), 

angesehen werden. 

5 — GURI Nr. 8 vom 12.1.1955. 
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35. Abschließend schlage ich Ihnen vor, die von dem Pretore di Volterra gestellte 
Frage wie folgt zu beantworten: 

„Das Gemeinschaftsrecht steht einer Regelung des innerstaatlichen Rechts, die den 
Staatsangehörigen der anderen Mitgliedstaaten vorschreibt, eine Aufenthaltsan­
zeige zu erstatten, grundsätzlich nicht entgegen. 

Die Frist für die Erfüllung dieser Verpflichtung muß jedoch angemessen sein, was 
nicht der Fall ist, wenn eine Dreitagesfrist mit der Einreise in das Hoheitsgebiet zu 
laufen beginnt. 

Die Geldbuße, die im Falle des Verstoßes gegen diese Verpflichtung vorgesehen 
ist, muß ihrem Wesen und ihrer Höhe nach mit derjenigen vergleichbar sein, die 
für einen gleichwertigen, von einem inländischen Staatsangehörigen begangenen 
Verstoß gilt." 
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